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Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:„„.„„„„„„„„„.„„„:,° „„„„„„

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin,

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20° Juli 4973

durch den Vorsitzenden Richter Dr" M a i s c h und die

Richter Dr° K a i s e r und Dr° Z i m m e r V

beschlossen:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 47„ Januar 4975 wird

als unzulässig verworfen°

Die Beklagte hat der Klägerin die eußergerichtlichen Kosten

des Revisionsverfahrens zu erstatten°
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Das Landessozialgericht (LSG) hat die Revision nicht zu»
gelassen; das von der Beklagten gleichwohl eingelegte

Rechtsmittel wäre daher nach Lage des Falles nur zulässig,

wenn ein ? tatsächlich vorliegender (vgl„BSG 4, 450 {4527} —
wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt worden wäre (5 462

Abs, 4 Nr" 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)„Diese Vor-
aussetzung ist nicht erfüllt° '

Die Rüge einer Verletzung von 5 425 SGG geht fehl„ Die.

Revision meint eine solche Verletzung darin finden zu können,

daß das LSG etwaszugesprochen habe, was nicht beantragt

gewesen sei; sie ist demnach wohl der Ansicht, daß das in
5 508 Abs° 4 Satz 4 der Zivilprozeßordnung (ZPO) ausge—

sprochene Verbot auch in 5 425 SGG enthalten und bei dessen
Verletzung ein wesentlicher Verfahrensmangel gegeben sei, der

die Revision statthaft machea Dies ist jedoch nicht der Fall°

Nach @ 308 Abs° 4 ZPO ist das Gericht "nicht befugt, einer

Partei etwas zuzusprechen, was nicht beantragt ist"° @ 425
SGG bestimmt dagegen nur, daß das Gericht über die vom Kläger

erhobenen Ansprüche entscheidet, ohne an die Fassung der

Anträge gebunden zu sein° Damit unterscheidet sich der Hort—

laut 5 425 SGG auch von den rechtsähnlichen Vorschriften

des 5 88 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) und des 9 96
Abs‚ 4 Satz 2 der Finanzgerichtsordnung, wo es heißt: “Das

Gericht darf über das Klagebegehren nicht hinausgehen .„,"„

Ob angesicht dieses unterschiedlichen Wortlauts der Auf»

fassung von Zeihe, Komm° zum SGG, 5° Aufl°, Stand 50„6°4972,

Anm. 5 b zu 5 425 SGG zuzustimmen ist, daß 5 508 ZPO im so—

hier über die Anträge hinaus gegangen werden könne, kann

hier dahinstehenoDenn auch wenn man auf die Vorschrift

des S 425 SGG, die in BSG 44, 26, 29, als zwingende Prozeß—

norm bezeichnet worden ist, die strengeren Grundsätze

insbesonderewdes 5 508 Abs° 4 ZPO anwendet, so betrifft je—

denfalls ein Verstoß gegen das genannte Verbot den Inhalt
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der Entscheidung, nicht aber das Verfahren; die Rüge der
Nichtbeachtung von 5 508 ZFO bezieht sich nämlich nicht auf

die rechtlich falsche Beurteilung verfahrensrechtlicher "

Vorgänge (RGZ456, 572 53757; BGHLMNr„ 7 zu 5 508 zro;
Rosenberg/Schwab, ZPR „ 40° Aufl„‚ s„ 760 unter III;
Stein/Jonas, Komm° zur ZPO, 48° Auflo‚ Bern° I 4 c zu
@ 508)° Die auf einen solchen Verstoß gestützte Rüge vermag

daher die Statthaftigkeit der Revision nach @ 462 Abs° 4 Nr„

2 SGG ebensowenig zu begründen wie die eines Verstoßes gegen

das Verbot der sog° reformatio in peius (vgl° BSG SozR

Nr° 5 zu € 425 SGG), da sie sich gegen das das Verfahren

selbst nicht bérührende "materielle Prozeßrecht“ richtet

(RGZ 456, 572, 576; 440, 450‚ 454 zu 5 508 ZPO)° Für die

— dem Wortlaut nach — weniger strenge Vorschrift des € 425

SGG muß zumindest das gleiche gelten° Beide ”Verbote“ müssen

überdies in verfahrensrechtlicher Hinsicht gleich behandelt

werden (vgl„ dazu auch Peters/Sautter/Uolff, Komm„ zur
Sozialgerichtsbarkeit, 5° Aufl„$ Seite II/424 und Seite
II/425)„ Diesem Ergebnis steht der Beschluß des 4° Senats

des Bundessozialgerichts (BSG) vom 9° Januar 4969 in

SozR Nr„ 45 zu 5 425 SGG bzw° Nr° 48 zu € 450 SGG nicht ent—

gegen° Dort ist zwar gesagt worden‚ es liege ein wesent—

licher Verfahrensmangel vor, wenn das Sozialgericht (SG)

unter Verletzung des 5 425 SGG Übergangsgeld bereits

für eine frühere‚ von dem Klegeantrag nicht umfaßte Zeit

zugesprochen habe° Auf diese nicht näher begründete Auf—

fassung des 4„ Senats kam es aber bei dem damaligen Be—

schluß nicht entscheidend an‚ denn die Berufung ist trotz—

dem alsunzulässig erachtet werden, weil der “wesentliche

Verfahrensmangel“ nicht den vom Kläger erhobenen prozes—

sualen Anspruch betroffen habe° Da der 4„ Senat demnach die

Frage des Vorliegens eines wesentlichen Verfahrensmangels

1ätte dahingestellt sein lassen können, trägt der dahin—

gehende Hinweis seine Entscheidung nicht„
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Ob das Gericht dadurch, daß es mehr zugesprochen hat als

der Kläger beantragt hatte, gegen den Grundsatz des recht—

lichen Gehörs verstoßen haben kann (vgl„ Eyermann/Fröhler,

Komm° zur VwGO, 5„_Aufl° Anm.° 5 zu 5 88 VwGO), war hier

nicht zu prüfen, da die Beklagte eine solche Rüge nicht

erhoben hat°

Auch die Rüge einer Verletzung von € 428 SGGgreift nicht
durch. Die Schätzung des Grades der Minderung der Erwerb°—

fähigkeit (MdB) beruht auf einer Ausübung des Rechts der

freien Beweiswürdigung (BSG 4, 447 {4437}, Eine Über—

schreitung der Grenzen dieses'Bechts durch das LSG ist

nicht ersichtlich° Sie ist insbesondere auch nicht darin

zu finden, daß das LSG von der MdB—Schätzung des Sach—

verständigen abgewichen ist„ Zwar verletzt das Gericht den

5 428 SGG, wenn es in medizinischen Fragen ohne wohl—
ervogene und stichhaltige Gründe über die Beurteilung
medizinischer Fragen durch die ärztlichen Sachverständigen

hinweggeht und seine eigene Auffassung an deren Stelle

setzt (ESG SozR Nr° 2 zu 5 428 SGG)° Das hat das LSG
jedoch nicht getan, wenn es, ohne ein weiteres Gutachten

einzuholen, lediglich in der nicht in erster Linie auf

ärztlich—wissenschaftlicher Erfahrung beruhenden'Frage

des Grades der MdB nicht der Schätzung der Sachverstän—

_digen gefolgt ist (vgl° BSG 6, 267)° Es ist auch nicht
unter dem Gesichtspunkt des 5 428 SGG zu beanstanden,

daß das LSG dem der Gewährung der vorläufigen Rente

zugrunde liegenden Gutachten hinsichtlich der MdB—

Schätzung den Vorzug gegeben hat„ Das LSG hat dargelegt‚

daß die von ihm zu treffende Feststellung keine Änderung

der Verhältnisse voraussetze, und daß eine Bindung an die

früher getroffenen Feststellungen nicht bestehe° Damit

fehlt es an jedem Anhalt für die Annahme, das LSG habe

sich bei seiner Überzeugungsbildung von mit dem Gesetz

nicht vereinbaren Erwägungen beeinflussen lassen, wobei

dahinstehen mag, ob ein etwaiger Rechtsirrtum in dieser

Richtung einen Mangel des Verfahrens i.S° von 5 462 Abs° 4
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Nr„ 2 SGG begründen könnte (vgl° BSG 8, 284 129Q7)°

Keinen rfolg hat auch die Rüge, das LSG habe dadurch,

daß es entschieden habe, ohne zuvor selbst Beweis er—

hoben zu haben, gegen € 105 SGG verstoßen° Es ist grund—

sätzlich Sache des Tatrichters‚ darüber zu befinden, ob

und welche Beweise zu erheben sind° Die Revision hat nicht

hinreichend dargetan, inwiefern die bereits vorliegenden

medizinischen Befunde, die das LSG zu würdigen hatte zu
einer sicheren tatsächlichen Feststellung nicht ausve—

reicht haben sollen, insbesondere zu welchem von den vor—

liegenden Gutachten abweichenden Ergebnis eine weitere

Beweisaufnahme nach Ansicht der Beklagten geführt hätte

(Vgl„ BSG ?, 91; SozR Nr„ 28 zu @ 464 see)°

Nach alledem war die nicht statthaf7e R vision als un—

zulässig zu verwerfen @ 169 Satz 2 SGG;

Die KostenentScheidung ergibt sich aus einer entsprechenden

Anwendung von € 495 SGG°
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